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ERINNERT

Aufbruch „68“?
Ein kritischer Rückblick auf die Studentenrevolte

JÜRGEN ARETZ
Geboren 1946 in Rheydt, promovierter 
Historiker, Staatssekretär a. D.,  
1968/69 Erster Sprecher des Studenten-
parlamentes der Rheinischen Friedrich-
Wilhelms-Universität, Bonn. Zahlreiche 
zeithistorische Veröffentlichungen,  
unter anderem Mitherausgeber  
der „Zeitgeschichte in Lebensbildern“.

Erstmals in der Geschichte der Bundes-

republik bildeten CDU und CSU seit 

1966  – und zwar bis 1969  – eine Große 

Koalition mit der SPD. In diese Zeit fällt 

die sogenannte Studentenrevolte. Man-

chen Kommentatoren gelten im Beson-

deren die Ereignisse von 1967/68 als der 

 Beginn der modernen Bundesrepublik.

Die Regierungskoalition stand durch 

die „68er“-Bewegung und die „Außerpar-

lamentarische Opposition“ (APO) unter 

zusätzlichem Druck. Die APO war ein po-

litisches Sammelbecken, das von Links-

liberalen bis zu Kommunisten reichte. 

„68er“ und APO zielten gegen den „CDU-

Staat“: die Westbindung, den Antikommu-

nismus, die Wiedervereinigungsmaxime, 
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das konsequente Rechtsstaatsdenken, die 

Soziale Marktwirtschaft und seine durch 

das „C“ bestimmten Werthaltungen.1 

Das alles wollten die linken Studie-

renden radikal ändern. In Universitäts-

städten wie (West-)Berlin, Frankfurt am 

Main und Heidelberg fanden permanent 

Aktionen und Demonstrationen statt. Zen-

trales Thema war der in den Medien täg-

lich präsente Vietnamkrieg, der für den 

„US-Imperialismus“ stand und in dem sie 

die Rollen von „Gut“ und „Böse“ klar ver-

teilt sahen. Dass zur gleichen Zeit in Nige-

ria respektive Biafra ein Vernichtungskrieg 

der Zentralregierung gegen die im Süden 

lebende und nach Unabhängigkeit stre-

bende Zivilbevölkerung geführt wurde, 

dem eine ähnliche hohe Zahl von Men-

schen zum Opfer fiel wie in Südostasien, 

fand kaum Beachtung. Günter Grass, 

„rechter“ Positionen unverdächtig, schrieb, 

in Biafra geschehe ein „Völkermord vor al-

ler Augen“. Gab es im Hinblick auf Viet-

nam international verknüpfte Proteste, so 

war Biafra kein Thema für die „Neue Lin-

ke“, die das Bild der damaligen Proteste 

auch im Rückblick bestimmt.2

Diese „Neue Linke“ lehnte zwar das 

bestehende System ab und entwickelte ein 

„Sich-verantwortlich-Fühlen“ für die 

ganze Welt,3 allerdings politisch und mo-

ralisch selektiv. Die Grenzen zwischen der 

„antiautoritären“ Neuen Linken und der 

Alten Linken, die in der Tradition der 

1956 verbotenen Kommunistischen Partei 

Deutschlands (KPD) stand und in der die 

Deutsche Kommunistische Partei (DKP) 

1968 ihre Wiedergeburt fand, verliefen – 

jedenfalls in den konkreten Aktionen  – 

f ließend. Ziel der Altkommunisten war  

es, sich die Protestbewegung zunutze zu 

machen. Das ist ihr nicht gelungen: Zum 

einen löste die Niederschlagung des Pra-

ger Frühlings durch sowjetische Panzer 

im August 1968 erhebliche Friktionen im 

linken Lager aus, zum anderen fand die 

Protestbewegung in der Bevölkerung und 

gerade in der Arbeiterschaft keine Unter-

stützung. Kaum mehr als zwanzig Jahre 

nach dem Zweiten Weltkrieg wollte sie das 

durch den Wiederaufbau Erreichte nicht 

infrage gestellt sehen. Statt Unterstüt-

zung wurde bisweilen die Forderung nach 

radikalen Maßnahmen gegen die Protest-

bewegung laut.

ATTENTAT AUF  
RUDI DUTSCHKE

Erster Auslöser der Studentenrevolte war 

der umstrittene Staatsbesuch des Schahs 

von Persien, Mohammad Reza Pahlavi. 

Bei den Protesten wurde am 2. Juni 1967 

in Berlin der friedlich demonstrierende 

Benno Ohnesorg erschossen. Der verant-

wortliche Polizeibeamte erwies sich nach 

1990 als Mitarbeiter der DDR-Staats-

sicherheit. Die nach dem Tod Ohnesorgs 

entfachten Auseinandersetzungen erreich-

ten im Frühjahr 1968 ihren nächsten 

Höhe punkt, als am 2. April 1968 Links-

extremisten Brand anschläge auf Frank-

furter Kaufhäuser verübten und wenige 

Tage später, am 11. April, Rudi Dutschke 

in Berlin niedergeschossen wurde. Er war 

die Galions figur der linken Studenten-

bewegung und ihrer führenden Kraft, des 

Sozialistischen Deutschen Studentenbun-

des (SDS). Das Verbrechen verübte ein 

junger Hilfsarbeiter, der sich angeblich 

durch die Bericht erstattung der Springer-

Presse dazu an gestachelt sah. Es folg- 

ten schwere innenpolitische Unruhen. In 

München starben zwei Demonstranten, 
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„möglicherweise durch Steinwürfe aus 

den eigenen  Reihen“.4

Die Auseinandersetzungen fanden 

ihre Fortsetzung in den Protesten gegen 

die „NS-Gesetze“, wie die APO in denun-

ziatorischer Anspielung auf das „Dritte 

Reich“ die von der Großen Koalition ver-

abredeten Notstandsgesetze titulierte. Sie 

sollten alliierte Vorbehaltsrechte ablösen. 

Im Mai 1968 demonstrierten am Regie-

rungssitz Bonn 40.000 Menschen. Unter 

ihnen waren 1.000 Studierende, die mit 

einem Sonderzug aus der von den Macht-

habern seit 1961 eingemauerten DDR an-

reisten, um den „antifaschistischen Kampf“ 

zu unterstützen. Der Bundestag verab-

schiedete die Notstandsgesetze in der vor-

gesehenen Weise. Die angebliche faschis-

tische Gefahr blieb aus. Die Gesetze sind 

bis heute nicht angewendet worden.

POLARISIERUNG UND  
FREUND-FEIND-DENKEN

Dort, wo linke Gruppen an den Hoch-

schulen die Selbstverwaltungsgremien be-

herrschten, beanspruchten sie ein „allge-

meines politisches Mandat“. Die zwangs- 

verfasste Studentenschaft sollte nicht nur 

zu studentenspezifischen Themen Stel-

lung nehmen dürfen, sondern auch zu 

 allgemeinen Themen wie den Notstands-

gesetzen oder dem Vietnamkrieg. Studen-

ten, die nicht dem linken Lager zuzurech-

nen waren, widersetzten sich dem, auch 

durch die Anrufung der Verwaltungs-

gerichte. Sie stellten regelmäßig die Rechts-

widrigkeit des allgemeinen politischen 

Mandats fest.

Entgegen heute vorherrschenden Mei-

nungen hatten an vielen Hochschulen 

zweifelsfrei demokratische Gruppierun-

gen die Mehrheit in den Studenten par-

lamenten. Mit der linken „Basis“ war es 

ohne hin nicht weit her: Selbst an den Ber-

liner Universitäten, Hochburgen der Stu-

dentenrevolte, weigerte sich im Sommer-

semester 1968 die Hälfte der Studieren- 

den, den Teil des Semesterbeitrags zu be-

zahlen, mit dem die politische Arbeit des 

linken AStA finanziert werden sollte.

Unter den demokratischen Gruppen 

hatte bundesweit der Ring Christlich-

Demo kratischer Studenten (RCDS) die 

größte anhaltende Bedeutung. Daneben 

gab es die 1968 besonders erfolgreiche 

Deutsche Studenten-Union (später Sozial-

Liberaler Hochschulverband, SLH) sowie 

lokal tätige Gruppen, die dem demokrati-

schen Lager zuzurechnen waren. Von lin-

ker Seite wurden sie pauschal als „Rechte“ 

diskreditiert, obwohl es keinerlei Bezug 

zu Gruppen rechts der politischen Mit- 

te beziehungsweise zur damals aktiven 

rechtsextremen Nationaldemokratischen 

Partei Deutschlands (NPD) gab: Es ging 

um Polarisierung, um ein Freund-Feind-

Denken. Bis 1968 hatte es an vielen Hoch-

schulen durchaus persönliche Kontakte 

über „Lagergrenzen“ hinweg ge geben. 

Diese waren jetzt kaum mehr möglich, 

 zumal demokratische Studierende nicht 

nur in Wahlkämpfen Opfer links extremer 

Übergriffe wurden.

Der Versuch, nichtlinke Studierende 

in die „rechte Ecke“ zu stellen, gehörte  

zu dem Vorhaben, Belege für den „Fa-

schismus“ zu konstruieren, der angeblich 

noch die westdeutschen Hochschulen be-

stimmte. Im Besonderen seit Anfang der 

1960er-Jahre – und keineswegs, wie be-

hauptet wird, als Folge der Studenten-

bewegung – hatte es große Prozesse ge- 

gen NS-Straf täter gegeben. In Familien 
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 brachen  Generationskonflikte auf, und 

manche linke Aktivisten hatten dadurch 

ihren politischen Weg begonnen. Die Dis-

kussionen fanden ihre  Fortsetzung in den 

Hochschulen. Ältere Professoren wurden 

„hinterfragt“, aber, wie sich zeigte, kei-

neswegs nur, um ihre tatsächliche Vergan-

genheit aufzuklären.

So blieb in Bonn ein renommierter 

Germanist, der 1933 in die NSDAP ein-

getreten war und „völkische“ Texte ver-

öffentlicht hatte, relativ unbehelligt – er 

hatte einen linken Studentenführer als 

Doktoranden angenommen. Dagegen war 

ein Dekan, dem die Nationalsozialisten 

1940 die Lehrbefugnis entzogen hatten, 

NS-Vorwürfen ausgesetzt, weil er recht-

lich gegen studentische Störer vorgegan-

gen war. In Aachen konnte ein hoher SS-

Offizier unter neuer Identität Ordinarius 

werden und bis zum Universitätsrektor 

aufsteigen, weil er sich betont linksliberal 

gab. Eine kritische Befassung gab es 1968 

nicht. Erst Jahre später flog seine wahre 

Identität auf.

Auch ein aus heutiger Sicht scheinbar 

neues Phänomen existierte bereits damals 

an vielen Hochschulen: die Cancel Culture. 
So wurde ein Bonner Osteuropa-Histori-

ker, der über die Geschichte der Sowjet-

union von 1917 bis 1939 lesen wollte, also 

von der bolschewistischen Oktoberrevolu-

tion bis zum Hitler-Stalin-Pakt, systema-

tisch gestört und persönlich angegriffen. 

Entnervt brach er schließlich seine Vor-

lesung ab. Das Ziel war erreicht: Ein von 

der radikalen Linken abgelehntes wissen-

schaftliches Thema konnte in der Univer-

sität nicht behandelt werden.

Die Studentenzeitung der Freien Uni-

versität Berlin lobte den Steinhagel, der 

bei einer Demonstration auf die Polizei 

niedergegangen war, und forderte, einen 

„reaktio nären“ Richter bis zum psychi-

schen Zu sammenbruch zu terrorisieren. 

Die verharmlosende, auch von unter-

schwelliger Sympathie getragene Darstel-

lung der Studentenrevolte, die sich trotz 

solcher Ereignisse und Aussagen gehalten 

hat, kann kaum überraschen: Nicht weni-

ge dama lige Aktivisten sind journalistisch 

tätig  geworden, auch in den öffentlich-

recht lichen Medien.

 „MUFF VON TAUSEND JAHREN“?

Seit Mitte der 1960er-Jahre war klar, dass 

die Studentenzahlen unter demografi-

schen und bildungspolitischen Aspekten 

steigen würden. Daraus folgten auch erste 

Reformansätze an den Hochschulen. Der 

Wissenschaftsrat wurde bereits Ende der 

1950er-Jahre aktiv; es folgten die Grün-

dung des Deutschen Bildungsrates und 

1965 in Bochum die der ersten neuen Uni-

versität.

In der Öffentlichkeit wurde jedoch 

vor dem Hintergrund linker Hochschul-

reformideen der Eindruck erweckt, seit 

Wilhelm von Humboldt habe sich an den 

deutschen Universitäten nichts geändert. 

Der Slogan „Unter den Talaren  – Muff 

von tausend Jahren“ war eine metaphori-

sche Anspielung auf das „Dritte Reich“. 

Manche linke Reformforderung weckte 

Sympathien; so das Verlangen einer uni-

versitären Mitbestimmung, die als Teil-

habe und als Abbau von Machtpositionen 

verstanden wurde. Es ging um eine Drit-

tel-Parität, also die gleichberechtigte Teil-

habe von Professoren, akademischem Mit-

telbau und Studenten. Eine sachliche 

Differenzierung war in der Regel nicht 

vorgesehen. Für Habilitationsverfahren 
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etwa hätte das zur Folge gehabt, dass die 

fachlich qualifizierte Ebene, die Professo-

ren, in einer aussichtslosen Minderheit ge-

wesen wären: Das Ziel waren nicht sach-

bezogene Reformen, sondern der Aufbau 

von Machtpositionen in den Universitäten 

und letztlich eine andere Gesellschaft so-

wie ein anderer Staat.

Reformbemühungen, die als „Sach-

arbeit“ ironisiert wurden, fanden in der 

Regel keine Zustimmung der Linken. 

Nach amerikanischem Vorbild verliehen 

sie ihren Forderungen Nachdruck, unter 

anderem durch „Sit-ins“ und „Go-ins“. 

Rechtsverstöße wurden bewusst in Kauf 

genommen, die die gewünschten Polizei-

einsätze auslösten. Ihnen folgte die Skan-

dalisierung der angeblichen Polizeigewalt 

und schließlich die öffentliche Frage nach 

der Berechtigung von Polizeieinsätzen auf 

dem Universitätsgelände. Oft genug wur-

de die gewünschte Solidarisierung unpoli-

tischer Studenten erreicht.

Die Hochschulreformdiskussion wur-

de später durch Ländergesetze entschie-

den. Ihre unterschiedlichen Langzeit-

folgen sind etwa in Berlin oder in Bayern 

auszumachen.

WIRKUNG TROTZ SCHEITERN

Auch fast zwei Generationen nach den 

 Ereignissen von „68“ bleiben die Mei-

nungen und Urteile kontrovers. Teile der 

Linken sehen die Ereignisse als zentrale, 

ihren Lebensweg bestimmende Erfah-

rung, die sie sich nicht nehmen lassen wol-

len. Dieses psychologische Phänomen 

kennen wir auch aus anderen historischen 

beziehungsweise politischen Zusammen-

hängen. Frühere Fehleinschätzungen und 

persönliches Fehlverhalten – etwa in der 

Gewaltfrage – werden meist ausgeblendet.

Ralf Dahrendorf, selbst aktiver Zeit-

zeuge, sah in „68“ bei aller Kritik auch 

 einen „Modernitätsschub“, der mehr Par-

tizipation gebracht habe, und eine „Ent-

provinzialisierung“ der bundesdeutschen 

Gesellschaft. Dieser Einschätzung werden 

auch kritische Beobachter der „68er“-Zeit 

zustimmen. Allerdings hat dieser Prozess 

vielfältige soziokulturelle Wurzeln, die 

weiter zurückreichen, aber mittelbar zu 

den Ereignissen von „68“ beigetragen ha-

ben, so ein freieres, offeneres Lebens-

gefühl der jungen Menschen, das sich 

 spätestens seit Mitte der 1960er-Jahre ent-

wickelt hatte.

Manchen gilt heute „68“ als Ursache 

für den Verlust traditioneller Werte oder 

überhaupt als Ausgangspunkt von Ent-

wicklungen, die als negativ empfunden 

werden. Solche Annahmen bedürfen der 

kritischen Hinterfragung. Die „Protest-

bewegung“, wie die linken Aktivitäten 

auch verstanden wurden, ist unzweifel-

haft gescheitert: Der SDS löste sich 1970 

auf, Teile der „Bewegung“ wandten sich 

der DKP zu5 und betrieben das politische 

Geschäft der DDR. Randgruppen wurden 

zu Terroristen, etwa der RAF, der Roten 

Zellen oder der „Bewegung 2. Juni“. An-

dere entwickelten ein gerade unter Jour-

nalisten verbreitetes linksbourgeoises Ver-

halten. Wieder andere engagierten sich in 

der SPD oder später den Grünen oder zo-

gen sich aus dem politischen Geschehen 

zurück – und so manchen finden wir nach 

einem politischen Damaskus-Erlebnis in 

der bürgerlichen Welt wieder.

Von einer unmittelbaren Wirkung der 

„68er“-Bewegung kann kaum gesprochen 

werden. Mittelbar hatte sie ihre Wirkung 

in dem „sozialdemokratischen Jahrzehnt“, 
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den Regierungen unter Willy Brandt und 

Helmut Schmidt, besonders in der Gesell-

schafts- und der Bildungspolitik. Gerade 

letztere erscheint im Rückblick als ein 

 Experimentierfeld, das den „68ern“ und 

ihren Epigonen überlassen wurde  – im 

Gegensatz etwa zu den „harten“ Politik-

bereichen Wirtschaft oder Verteidigung.

Politisch hatten die „68er“-Ereignisse 

Auswirkungen auch auf das christlich-

demo kratische Lager. Das zunächst reak-

tive Engagement junger Menschen, die 

konsequent für die von den Linken als 

„FDGO“ karikierte freiheitliche demokra-

tische Grundordnung eingetreten sind, 

hat zu einer politischen und programma-

tischen Modernisierung von CDU und 

CSU beigetragen – unter anderem nach-

vollziehbar in dem Grundsatzprogramm-

prozess, der dem Ludwigshafener Pro-

gramm (1978) vorangegangen ist. Es kam 

zu mehr Pragmatismus und einer personel-

len Erneuerung der Unionsparteien. Unter 

ihren Mandatsträgern und später auch  

in den administrativen Spitzenpositionen 

fanden sich zahlreiche Frauen und Män-

ner, die ihre ersten politischen Erfahrun-

gen um „68“ gesammelt hatten. Im Un-

terschied zu einigen Nachwuchskräften 

der Gegenwart haben sie belegt, dass 

frühzeitiges politisches Engagement mit 

dem Erwerb akademischer und beruf-

licher Qualifikationen nicht im Wider-

spruch stehen muss. Der deutschen Politik, 

im Besonderen unter der Kanzlerschaft 

von Helmut Kohl, hat das gewiss nicht ge-

schadet. Kohl selbst hat das Engagement 

der „alternativen 68er“ hoch geschätzt.
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